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■ Der Bericht des Bundesministe-
riums des Innern geht auf den so

genannten Prüfauftrag »Illegalität« zu-
rück, der in die Koalitionsvereinbarung
vom 11. November 2005 aufgenom-
men wurde. Die Bearbeitung dieses
Prüfauftrages erfolgte unter Federfüh-
rung des Innenministeriums (BMI). Da-
bei wurden die Datenlage und Rechts-
lage illegal aufhältiger Migrantinnen
und Migranten in Deutschland über-
prüft und mit der Rechtslage in ver-
schiedenen europäischen Staaten ver-
glichen. 

Die Erkenntnisse und Analysen des In-
nenministeriums gründen im Wesentli-
chen auf einem Gutachten des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge
zur Datenlage, einem Gutachten von
Prof. Dr. Kluth, Martin-Luther-Univer-
sität Wittenberg-Halle, zur Rechtslage
und zum Rechtsvergleich und einer An-
frage bei den Innenministerien und den
Senatsverwaltungen der Länder zum
Umgang der Praxis mit den einschlägi-
gen Rechtsvorschriften. Ergebnisse wis-
senschaftlicher Untersuchungen zu den
Lebensumständen von unerlaubt in der
Bundesrepublik lebenden Auslände-
rinnen und Ausländern bleiben für die
Analyse ebenso unberücksichtigt wie
Berichte aus der sozialen und medizini-
schen Praxis. Insgesamt ist der Bericht
von einer auffälligen Selektivität ge-
prägt. Dies betrifft insbesondere die ein-
seitige Interpretation der Ergebnisse der
Umfrage bei den Innenministerien und
den Senatsverwaltungen der Länder
sowie die Wiedergabe von ausschließ-
lich ›genehmen‹ Rechtspositionen.
Strittige Rechtsfragen, die das vom
Bundesministerium des Innern in Auf-
trag gegebene Rechtsgutachten auf-
zeigt, werden hier zugunsten einer fast

ausschließlich an ordnungsrechtlichen
Aspekten orientierten Position schlicht
ausgeklammert. Aus den so gewonne-
nen Erkenntnissen wurden Handlungs-
optionen zum Umgang mit aufenthalts-
rechtlicher Illegalität in Deutschland
erarbeitet. Die Vorschläge des BMI zie-
len jedoch weitgehend auf eine Beibe-
haltung der bestehenden Rechtslage,
im Bereich der Meldepflichten öffentli-
cher Stellen ist sogar eine Ausweitung
vorgesehen.

Das Katholische Forum »Leben in der
Illegalität« macht erhebliche Bedenken
gegenüber den Vorschlägen des Bun-
desministeriums des Innern geltend:

■ Das Katholische Forum ruft dazu
auf, die Meldepflichten öffentlicher Stel-
len soweit einzuschränken, dass Men-
schen in der aufenthaltsrechtlichen Il-
legalität ihre grundlegenden sozialen
Rechte (wie das Recht auf medizinische
Versorgung, Schulbesuch und Schutz

vor Ausbeutung) ohne Furcht vor Auf-
deckung ihres Status und anschließen-
der Abschiebung in Anspruch nehmen
können.

■ Das Katholische Forum sieht keine
Notwendigkeit, die ohnehin äußerst
schwierige Situation von statuslosen
Kindern noch weiter zu verschlechtern,
und lehnt eine Ausweitung der Melde-
pflichten daher ab.

■ Um sicherzustellen, dass das Recht
auf Schulbesuch für alle Kinder von il-
legal in Deutschland aufhältigen Mi-
granten gewährt wird, müssen auch die
Bundesländer entsprechende Regelun-
gen schaffen. Hier gilt es in den Schul-
gesetzen der Länder klarzustellen, dass
der Aufenthaltstatus eines Kindes irre-
levant für die Anmeldung an der Schu-
le ist.

■ Mit Blick auf das Kindeswohl ruft
das Katholische Forum dazu auf, so-
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wohl die Kinderrechtskonvention vor-
behaltlos zu unterzeichnen als auch si-
cherzustellen, dass Neugeborene uner-
laubt im Land lebender Eltern eine Ge-
burtsurkunde erhalten.

■ Bezogen auf die humanitär motivier-
te Hilfe für Menschen in der aufent-
haltsrechtlichen Illegalität ruft das Ka-
tholische Forum dazu auf, klarzustel-
len, dass eine Strafbarkeit für Personen,
die im Rahmen ihrer berufsspezifischen
Aufgaben humanitäre Hilfe leisten, be-
reits mangels Beihilfehandlung aus-
scheidet. Der Bericht stellt dies für die
ärztliche Tätigkeit zutreffend fest, lässt
jedoch eine konsequente Anwendung
dieser Erwägungen auf andere Berufs-
gruppen ohne erkennbaren Grund ver-
missen.

Gleich zu Beginn des Berichts hebt 
das Bundesministerium des Innern eine
Frontstellung innerhalb der öffentlichen
Diskussion des Themas aufenthalts-
rechtliche Illegalität hervor: die men-
schenrechtliche Sichtweise, die von Ak-
teuren im humanitären Bereich vertre-
ten, und die ordnungspolitische Sicht-
weise, die von staatlicher Seite vertre-
ten würde. Durch diese unkommentier-
te Darstellung der öffentlichen Debatte
verfestigt das Ministerium eine unzu-
treffende und unsachgemäße Dicho-
tomie, die Ordnungsrecht und Men-
schenrechte als zwei sich gegenseitig
ausschließende Rechtsgebiete sugge-
riert. Der Staat hat selbstverständlich
die Pflicht, Rechtsverstöße zu unterbin-
den und zu ahnden sowie die Wider-
spruchsfreiheit der Rechtsordnung zu
gewährleisten. Ordnungsrecht dient
aber der Sicherung menschenrechtli-
cher Gewährleistungen, wenn es seine
eigene Legitimation nicht in Frage stel-
len will. Die im Bericht gewählte Form
der unfruchtbaren Gegenüberstellung
von Ordnungsrecht und Menschen-
recht trägt nicht zu einer differenzier-
ten und lösungsorientierten Diskussion
bei, die in Deutschland dringend erfor-
derlich wäre.

Illegale Migration und ihre sozialen
Auswirkungen sind Teil der gesell-
schaftlichen Realität in Deutschland.
Sie wird auch in Zukunft nicht verhin-
dert werden können. Daher gilt es, in
der nun anstehenden politischen De-
batte über den Bericht des Innenminis-
teriums Wege zu finden, die einen pro-
blemnahen und humanitären Umgang

mit den Folgen illegaler Migration er-
lauben. Nach der erfolgreichen Unter-
schriftensammlung für das »Manifest
Illegale Zuwanderung – für eine diffe-
renzierte und lösungsorientierte Dis-
kussion« hat sich gezeigt, dass es in
Deutschland inzwischen parteiüber-
greifend eine große Bereitschaft gibt,
sich mit dem Thema der illegalen Zu-
wanderung und dem illegalen Aufent-
halt zu beschäftigen, um angemessene-
re Umgangsformen mit den hier vorlie-
genden Problemen zu finden.

■ Aus: Stellungnahme des Katholischen
Forums »Leben in der Illegalität« zum Bericht
des Bundesministeriums des Innern zum
Prüfauftrag »Illegalität« aus der Koalitions-
vereinbarung vom 11. November 2005,
Kapitel VIII 1.2 Illegal aufhältige Migranten 
in Deutschland – Datenlage, Rechtslage,
Handlungsoptionen, Februar 2007

■ Der Gesamttext kann unter 
www.forum-illegalitaet.de eingesehen werden.
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